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(Nr. 8371.) Geſetz, betreffend die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen in gerichtlichen 
Angelegenheiten. Vom 1. Juli 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


ö $. 1. 

Der in gerichtlichen Angelegenheiten zu vernehmende Zeuge erhält eine 
Entſchädigung für 1 al 5 äumniß im Betrage von 150 Pfen⸗ 
nigen bis zu Einer Mark auf jede angefangene Stunde. 

Die Entſchädigung iſt unter Berückſichtigung des von dem Zeugen ver⸗ 
ſäumten Erwerbes zu bemeſſen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn 
Stunden zu gewähren. 

ene welche durch gemeine Handarbeit, Handwerksarbeit oder geringeren 
Gewerbebetrieb ihren Unterhalt ſuchen oder ſich in gleichen Verhältniſſen mit 
ſolchen Perſonen befinden, erhalten die nach dem geringſten Satze zu bemeſſende 
Entſchädigung auch dann, wenn die Verſäumniß eines Erwerbes nicht ftatt- 
gefunden hat. 


§. 2. 

5 Der in gerichtlichen Angelegenheiten zugezogene Sachverſtändige erhält für 
ſeine Leiſtungen eine Vergütung nach Maßgabe der erforderlichen Sande 
im Betrage bis zu zwei Mark auf jede angefangene Stunde. 

Die Vergütung iſt unter Fee en der Erwerbsverhältniſſe des Sach⸗ 
verſtändigen zu bemeſſen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn Stunden 
zu e 
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§. 3. 
Auf Verlangen des Sachverſtändigen iſt ihm für die aufgetragene Unter⸗ 
ſuchung und Begutachtung eine Vergütung nach dem dernöhntiihen! Preis en 
artiger Leiſtungen und für die außerdem ſtattfin ende Theilnahme an Terminen 
die in F. 2. 0 Vergütung zu gewähren. 
a H. 4. ; cg zurtimas nge d 
Als verfäumt gilt für den Zeugen oder Sachverſtändigen auch die Zeit, 
während welcher er feine gewöhnliche Beſchäftigung nicht wieder aufnehmen kann. 


e eee eu. Ju Gef urjattt Del. 
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| 5. 
ap Mußte der Zeuge oder Sachverſtändige außerhalb feines Aue ee 
. einen Weg bis zur Entfernung von mehr als zwei Kilometern zurücklegen, ſo 


iſt ihm außer den nach $$. 1 — 4. zu beſtimmenden 18 den As ale. 
für die Reife und für den durch die Abweſenheit aus de enthaltsorte ver⸗ 
urſachten Aufwand nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zu gewähren. 


8 s 8. 
, Ri Soweit nach den perſönlichen Ver ältniſſen des 8 oder Sachverſtän⸗ 
digen, oder nach äußeren Umſtänden die Benutzung von m e 
5 angemeſſen zu erachten iſt, ſind als ele, roch kaung ig nach billigem Er⸗ 

meſſen in dem einzelnen Falle erforderlichen Koſten zu gewähren. 3 
In anderen Fällen beträgt die Reife- Entfchädigung für jedes angefangene 
Kilometer des Hinweges und des Rückweges fünf Pfennige. jede, 


95 75 


. Die a In den durch Abweſenheit von dem Aufenthaltsorte 
000 np ufwand iſt nach den perfünlichen Verhältniſſen des Zeugen oder 
5 achverſtändigen zu bemeſſen, ſoll jedoch den Betrag von fünf Mark für jeden 
Tag, an welchem der Zeuge oder Sachverſtändige abweſend geweſen iſt, und 
von drei Mark für jedes außerhalb genommene Nachtquartier nicht überſchreiten. 
5 LER $. 8. RR 
N Mußte der Zeu ändige i i 
0 ge oder Sachverſtändige innerhalb ſeines Aufenthaltsortes 
n einen Weg bis zur Entfernung von mehr als zwei Kilometern zurücklegen, jo 
| iſt ihm für den ganzen zurückgelegten Weg eine Reiſe⸗Entſchädigung nach den 
Vorſchriften des §. 6. zu e 500550 
5 2. 
Konnte der Zeuge oder Sachverſtändige den erforderlichen Weg ohne Be⸗ 
777.70 nutzung von Transportmitteln nicht zurücklegen, fo find die nach billigem Er⸗ 
meſſen erforderlichen Koſten auch außer den in den §g. 5. 8. beſtimmten Fällen 
zu gewähren. 
$. 10. 


Abgaben für die erforderliche Benutzung eines Weges ſind in jedem Falle 
zu erſtatten. i su. 


ee 
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Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen Gebrechen eines 


Begleiters, ſo ſind die beſtimmten Entſchädigungen für Beide zu gewähren. 
Soweit für gewiſſe Arten von Sachverſtändigen beſondere Tapvorſchriften 

beſtehen, kommen lediglich dieſe Vorſchriften in Anwendung. 

Dolmetſcher erhalten Entſchädigung als Sachverſtändige nach den Vor⸗ 

ſchriften dieſes Geſetzes, ſofern nicht ihre Leiſtungen zu den Pflichten eines von 

ihnen verſehenen Amtes gehören. 

1 $. 13. 

Iſt ein Sachverſtändiger ein für allemal Genc ſo kann die Vergütung 

für die bei beſtimmten Gerichten vorkommenden Geſchäfte durch Uebereinkommen 

beſtimmt werden. N 

. 14. 


Die dib der Zeugen und Sachverſtändigen erfolgt nur auf 
Verlangen derſelben. er Anſpruch erliſcht, wenn das Verlangen binnen drei 
Monaten nach Beendigung der Zu isbung oder Abgabe des Gutachtens bei der 
zuſtändigen Behörde nicht angebracht wird. 


Die beſtehenden Vorſchriften über das Verfahren bei Feſtſetzung der den 
Zeugen und Sachverſtändigen der e Entſchädigung und über die Ver⸗ 
p 1 99 der Staatskaſſe oder der Parteien zur Bezahlung dieſer Entſchädigung 
bleiben in Kraft. 
esse f $. 16. 
In dem Geltungsbereiche der Verordnung über die Gebühren der Zeugen 
und Sachverſtändigen vom 29. März 1844. Geſez⸗Samml. S. 73.) und in den 
Bezirken der Appellationsgerichte zu Kiel, Kaſſel und Wiesbaden ſind die den 
Prozeßparteien zuſtehenden Reiſekoſten nach den Vorſchriften der $$: 5—11. zu 
bemeſſen. Berfkumaigentfchädigung ſteht den Parteien nur nach Maßgabe der 
bisher geltenden Vorſchriften zu. 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 

Gegeben Bad Ems, den 1. Juli 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
v. Kameke. 


Gr. 8871-8372.) 78* (Nr. 8372.) 


— 


u 


(Nr. 8372.) Geſetz betreffend die Roten, Stempel und Gebühren in Vormundſchaftsſachen. 
Vom 21. Juli 1875. VVV 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
en mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt 1 Pocbianun0 


i Artikel 1. 13 Nsänsple 

Die $$. 41—46. des Tarifs zu dem Geſetze über den Anſatz und die 

g 86220 der Gerichtskoſten vom 10. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. 
ONE SIEHE, 1 : RS ER FAN 


der Artikel 19. Nr. 1. des Geſetzes, b 
des Geſetzes vom 10. Mai 1851, vom 9. 
S. 273.), | 


gen einige Abänderungen 
ai 1854. (Geſetz⸗Samml. 
der F. 13. Littr. A. B. C, der Verordnung vom 30. Auguſt 1867., ber 
: treffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten x. in den 
Herzogthümern Holſtein und Schleswig (Geſetz-Samml. S. 1369.) 
der F. 13. der Verordnung vom 30. Auzuſt 1867., betreffend den Anſatz 


und die Erhebung der Gerichtskoſten ze. in dem vormaligen Kurfür⸗ 
ſtenthum Heſſen (e nn S. 1385.), N 


der $. 16. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867, betreffend den Anſatz 
und die Erhebung der Gerichtskoſten ac. in dem vormaligen Herzog⸗ 
thum Naſſau x. (Gesegnet S. 1399.) , eee ee 
der Artikel XIV. des Geſetzes, e die Gerichtskoſten im Bezirke 
des Appellationsgerichts zu Wiesbaden, vom 7. März 1870. (Geſetz⸗ 
5 Samml. S. 193.), i 589079 % t aersgule 
werden, mit Vorbehalt der ferneren Anwendung des bisherigen 90 43. des Tarifs 
u dem Geſetze vom 10. Mai 1851. im Falle des F. 47. deſſelben, durch nach⸗ 
hende Paragraphen erſetzt: f fra (Le 
$. 41. > 

A. Bei den zur Wahrnehmung einzelner Geſchäfte eingeleiteten Pfle . 
ſchaften und im Falle der Beſtellung eines Gegendorm undes Neben Fut hee 
lichen Vormunde find nach dem Werthe des Gegenſtandes zu erheben: 


1) von je 50 Mark des Betrages bis zu 300 Mark, 
2) von je 150 Mark des Mehrbetrages bis zu 600 Mark, sg tg 
3) von je 300 Mark des Mehrbetrages bis zu 1500 Mark, 1002995 
4) von je 500 Mark des Mehrbetrages bis zu 3000 Mark, 
5) von je 1000 Mark des Mehrbetrages bis zu 15,000, Mark 
fünfzig Pfennige, * (en f 900 fachle) Sin Kt 
i 6) von 


rr 


6) von dem Mehrbetrage bis zu 30,000 Mark, 
7) von dem Mehrbetrage bis zu 60,000 Mark: 
je drei Mark, f 

„d) svon dem Mehrbetrage ſechs Mark M e 
Dieſe Sätze kommen jedoch bei Pflegſchaften nur inſoweit zum Anſatz, als 
nicht rückſichtlich der Perſon, in deren Intereſſe ein Pfleger beſtellt wird, eine 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft eingeleitet oder einzuleiten iſt, auf welche die 
folgenden Beſtimmungen 2 0 finden. 

Dieſelben Sätze ſind von dem Kapitalbetrage des Vermögens des Mün⸗ 
dels zu erheben, wenn die geſetzliche Vormundſchaft über einen roßjährigen in 
Folge der Anordnung des Vormundſchaftsgerichtes eintritt. Wird ſpäter eine 
andere Vormundſchaft eingeleitet, ſo iſt der erhobene Betrag auf die Koſten der⸗ 
„ r 


B. Bei anderen Pflegſchaften und bei Vormundſchaften, mit Ausnahme 
der geſetzlichen Vormundſchaft, iſt von dem Kapitalbetrage des Vermögens des 
Mündels, auf welches ſich die Pflegſchaft oder Vormundſchaft erſtreckt, inſofern 
daſſelbe über 150 Mark beträgt ($. 7. Nr. 5. des Geſetzes vom 10. Mai 1851.), 


zu erheben 9811 
I) von je 50 Mark des Betrages bis zu 300 Mark, 

2 von je 100 Mark des Mehrbetrages bis zu 600 Mark, 
3) von je 150 Mark des Mehrbetrages bis zu 1500 Mark, 
I von je 300 Mark des Mehrbetrages f 
fünffig Pfennige e 


SEO) er e N mon in Be ; 
Außerdem tft zu erheben: 1 18 
0. von den jährlichen Repenüen desjenigen Vermögens, über deſſen Ver⸗ 


waltung dem Vormundſchaftsgericht Rechnung gelegt werden muß: 
1) von je 20 Mark des Revenüenbetrages bis zu 300 Mark, 
2) von je 30 Mark des Mehrbetrages bis zu 600 Mark, 
) von je 60 Mark des Mehrbetrages bis zu 1500 Mark, 
4) von je 120 Mark des Mehrbetrages 5 
zwanzig Pfennige. EN 
Dabei werden ftatt der Berechnung die jährlichen Revenüen zu 3 Prozent 
des Kapitalvermögens nach Abzug der Schulden angenommen und das ange⸗ 


fangene Kalenderjahr ſowohl am Anfang als am Ende der Verwaltung voll 
gerechnet. 145 | 


9. 44. 


Für Verhandlungen und Verfügungen, welche von den Vormundſchafts⸗ 
gerichten als ſolchen oder Behufs Sicherſtellung, Verwaltung oder Wesen 
Nr. 8372.) 5 de 


\ 


des Vermögens des Mündels von den Erbtheilungsbehörden vorgenommen oder 
erlaſſen werden, ingleichen für die Nuslinanderfehung über den Nachlaß des 
Vaters oder der unehelichen Mutter oder desjenigen, durch deſſen Tod die Vor⸗ 
mundſchaft oder Pflegſchaft nöthig geworden iſt, einſchließlich der Ermittelung 
des Nachlaſſes und des Erbeslegitimationsverfahrens, dürfen bei Vormundſchaften 
und bei Pflegſchaften neben den in den §F§. 42. 43. beſtimmten Koſtenbeträgen 
nur die etwa entſtehenden baaren Auslagen und Kalkulaturgebühren und die 
Sn eines etwa gerichtlich aufgenommenen Vermögensverzeichniſſes angeſetzt 
werden. i 8 3 54505 
a . i 

Für die Ermittelung und die Theilung eines anderen 7 und für 
das Erbe leg nee zu demſelben kommen beſondere Koſten nach 
Maßgabe der geltenden Vorſchriften in Anſatz. 5 ö 


9. 46. Ä 


Sind bei einzelnen Geſchäften, für welche dem Mündel beſondere Koſten 
nicht angeſetzt werden dürfen, andere Perſonen betheiligt, ſo müſſen dieſe die für 
ſolche Geſchäfte in anderen Fällen beſtimmten Koſten nach dem Verhältniß ihres 
Antheils entrichten. b g 1% A x. 

| Artikel 2. 


Die Vorſchriften des §. 7. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. finden in 
deſſen Geltungsbereiche auch auf die unter Vormundſchaft ſtehenden tauben, 
ſtummen und blinden Perſonen Anwendung. 929 


Artikel 3. f 


Die nach Artikel 1. abgeänderten 88.4144, des Tarifs zu dem Geſehe 
vom 10. Mai 1851. treten auch für die Hohenzollernſchen Lande an Stelle der 
bisher geltenden Vorſchriften als Theile des Geſetzes vom 10. Mai 1851. 
in Kraft. : 9 ( 

Artikel 4. f f 


Die nach Artikel 1. abgeänderten §§. 4146. des Tarifs zu dem Geſetze 
vom 10. Mat 1851., der nach Artikel 2. ausgedehnte §. 7. des a vom 
10. Mai 1851., ſoweit derſelbe auf die in Vormundſchaftsſachen zu erhebenden 
Koſten ſich bezieht, und der §. 10. Nr. 3. deſſelben Geſetzes Vonage treten auch 

2 für die Provinz Hannover an Stelle der bisher geltenden Vorſchriften mit den 
folgenden Beſtimmungen in Kraft. 10 8 N 


Fita. | 

Die Berechnung der Koſten nach den Sätzen des Tarifs erfolgt dergeſtalt, 

daß die vollen Sätze, welche für Beträge von 20, 30, 50 Mark u ſ. w. be⸗ 
ſtimmt ſind, auch für die nur angefangenen Beträge entrichtet werden. si 5 — 


2 551 — 


Neben den nach dieſem Geſetze zu erhebenden Koſtenſätzen ſind weder 
Schreibgebühren, noch Gebühren oder Porto für Zuſtellungen oder Behändi⸗ 
gungen, noch Aufrufsgebühren, noch Gebühren für einfache auf Anfrage er⸗ 
Ace denen für die wegen Beſeitigung vorläufiger Anſtände ergehenden 
zwiſchenverfü ge und für die Abhaltung von Terminen zu entrichten. 
Für Beſcheide gie ober ce Geſuche oder Beſchwerden außerhalb einer 
eingeleiteten Vormundſchaft oder Pflegſchaft und für vereitelte Termine werden 
die Gebühren nach Maßgabe der bisherigen Beſtimmungen beſonders erhoben. 


. 

Air Ani 82 e rand 8 8181118. 
Durch die Tarifſätze werden zugleich die Stempelabgaben gedeckt, welche 
auf Grund der 5 dem Geſetze wegen Aenderung der Stempelſteuer vom 
24. Februar 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 366.) $$. 1. 2. und dem See be- 
treffend die Aufhebung ıc. geranler Stempelabgaben, vom 26. März 1873. (Ge⸗ 
ſetz Samml. S. 131) H. 2. in Kraft gebliebenen älteren Vorſchriften zu er⸗ 
heben waren. 5 

Hinſichtlich der Zahlung von Koſtenvorſchüſſen, der Koſtenſtundung und 
der Koſtenbefreiung, ſowie hinsichtlich der ak von Beſchwerden über 
den Anſatz und über die verweigerte Stundung oder Niederſchlagung der Koſten 
kommen die bisher in Vormundſchaftsſachen geltenden Vorſchriften zur Anwen⸗ 
dung, ſoweit dieſelben nicht durch F. 7. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. ab⸗ 
geändert werden. e 

$. 5. 1 


f Inſoweit nach den vorſtehenden Beſtimmungen Schreib-, Zuſtellungs⸗ und 

Aufrufsgebühren von den Betheiligten nicht 85 entrichten ſind, werden den auf 

den Bezug ſolcher Gebühren angewieſenen Beamten aus der Staatskaſſe ohne 

Rückſicht auf den Eingang des Koſtenpauſchquantums vergütigt: N 
1) an Schreibgebühren für jeden Bogen fünfundzwanzig Pfennige. 

Dabei werden 96 Zeilen Schrift, die Zeile zu 12 Silben gerechnet, 
eeinem Bogen Schreibwerk gleich geachtet und nur angefangene Bogen, 
97 N chriftſtücke von geringerem Umfange als einem Bogen wie 

volle Bogen vergütigt / 
2) für die Vornahme von Behändigungen oder Zuſtellungen fünfund⸗ 
zwanzig Pfennige. 

Dieſe Gebühr wird um zwanzig Pfennige erhöht, wenn die Zuſtellun 

an die Partei außerhalb des Ortes, 0 der Sufellunsebenrckt fenen 

Wohnſitz hat, bewirkt werden muß; 
an Aufrufsgebühren für jeden Termin dreizehn Pfennige. 

Dieſe Gebühren werden nicht gezahlt, wenn der Mündel zur Zeit der 
Schreibarbeit, der Behändigung, der Zuſtellung oder des Aufrufes a 15 
Ar. 8872) N 


ee 


als das ihm nach §. 7. Nr. 5. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. zu belaffende 
Vermögen hat. f g 
is zur Höhe der gezahlten Gebühren werden die nach den $$. 42. 43, 


des Tarifs zu erhebenden Koſten nach Maßgabe des zur Zeit vorhandenen Ver⸗ 


mögens des Mündels ſofort erhoben. 


Artikel 5. 


In dem bisherigen Geltungsbereiche des Geſetzes vom 10. Mai 1851., mit 
Ausnahme des Bezirks des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein und der Hohenzollern⸗ 
ſchen Lande, kommen die Vorſchriften dieſes Geſetzes zun Anwendung, ſoweit nicht 
die zu erhebenden Koſten bereits feſtgeſetzt ſind oder die Vormundſchaft oder 
Pflegſchaft des betheiligten Mündels bereits 1 iſt. 

Der von den Revenüen des A des Mündels 
betrag wird jedoch für die Zeit bis zum Ende des Jahres 
herigen Vorſchriten berechnet. 


Mu erhebende Koften- 
875. nach den bis⸗ 


Artikel 6. 


In dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, in den Hohenzollern⸗ 
Bi Landen und in der Provinz Hannover kommt bei den noch nicht beendigten 
ormundſchaften oder Pflegſchaften der Betrag der nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften in Anſatz gebrachten oder zu bringenden Koſten, Stempel und Gebühren 
auf die nach den $$. Al. 42. des Tarifs zu dem Geſetze vom 10. Mai 1851. 
u erhebenden Koſten in Anrechnung, ſoweit nicht jene Koſten, Stempel und 
Gebühren lediglich bei der Reviſion und Abnahme der von dem Vormunde oder 
Fiege gelegten Rechnung entſtanden ſind oder nach den Trage ni 
$. 44—46. des Tarifs neben den in den $$. 42. 43. deſſelben beſtimmten 
oſten zu erheben geweſen wären. 
Die in F. 43. des Tarifs beſtimmten Wen find auch für das Jahr 1875. 
u erheben, wenn die Vermögensverwaltung bereits in dieſem Jahre beſtanden 
hat und noch nicht beendigt iſt. f 
Iſt die Verwaltung bereits beendigt, jo finden bei der Reviſion und Ab⸗ 
nahme der Rechnung die bisherigen Vorſchriften Anwendung. 


Artikel 7. 


Die Gebührentaxe für die Friedensgerichte im Sa des Appellations⸗ 
erichtshofes in Cöln vom 23. Mai 1859. (Geſetz⸗Samml. S. 309.) wird durch 
folgende Vorſchriften ergänzt. 
§. 1. 

Der Friedensrichter erhält die in Artikel 1. der Taxe beſtimmte Vakations⸗ 
gebühr bei den Entſcheidungen über Anträge: 

1) auf en der nach $$. 41. 42. 48. der Vormundſchaftsordnung 

erforderlichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes, 
2) auf Großjährigkeitserklärung (ebenda SS. 61. 97.). 9 2 


Für die bei Einleitung der Vormundſchaft oder Pflegſchaft und für die 
bei Einſetzung des Familienrathes erfolgende Verpflichtung mehrerer Perſonen 
erhält der Friedensrichter die Gebühr nür einmal. : 


2800 Rach 91258. i 
.Der Friedensgerichtsſchreiber erhält für ſeine Theilnahme an den in den 


H. 1. 2. bezeichneten Geſchäften zwei Drittheile der dem Friedensrichter bewil⸗ 
een Gebühten⸗ 8 d f anne 
Artikel 8. 

In dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M. ſind die zu 
den Approbationsdekreten der Kuratelrechnungen erforderlichen zweimaligen 
Stempel nach dem Betrage desjenigen Vermögens, über deſſen Verwaltung dem 
Ä anfang gelegt werden muß, bei Einreichung der Vor⸗ 
mundſchaftsrechnung zu den Akten zu verwenden. e 


HVV 95 
236 Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1876. in Kraft. Bu, 
Alrrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 10. | 

Gegeben Wildbad Gaſtein, den 21. Juli 1875. 


le git office endete ee Wilhelm 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
„„ Ä Achenbach. 


Jahrgang 1875. (Nr. 8372) 79 Anlage. 


Anlage. 


Auszug 
aus dem i 
Geſetze, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten. 
Vom 10. Mai 1851. ü 


SG 

In Rückſicht auf die unter Vormundſchaft ſtehenden minderjährigen, taub- 
ſtummen und geiſteskranken Perſonen wird Folgendes beſtimmt: 

1. Während der Dauer der Vormundſchaft können ohne Rückſicht auf die 
Höhe des Vermögens des Pflegebefohlenen aus demſelben erhoben werden: 

a) alle Koſten, welche vor Einleitung der Vormundſchaft entſtanden, in⸗ 
ſofern ſie nicht für vormundſchaftsgerichtliche Akte zu entrichten ſind, 
welche in Rückſicht auf die einzuleitende Vormundſchaft vorzunehmen 
waren; 

b) alle baaren Auslagen ($. 6.) und Kalkulaturgebühren, dieſe jedoch 
nur ſoweit, als das Vermögen des Pflegebefohlenen zar Zeit der an⸗ 
gefertigten Kalkulaturarbeit 50 Thaler nach Nr. 5. überſteigt 

e) die in der Regel aus den betreffenden Maſſen zu entnehmenden Koſten 
eines durch Adjudikatoria beendigten Subhaſtationsprozeſſes und der 
Kaufgelderbelegung, und des erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes, 
wenn und ſobald ſich eine Unzulänglichkeit des Vermögens zur Be⸗ 
friedigung der Gläubiger ergiebt. a 

2. Mit der Einziehung anderer Koſten ſollen dieſelben während der Dauer 
der Vormundſchaft verſchont bleiben, wenn und ſoweit dieſe nicht aus den nach 
Beſtreitung des Unterhalts und der Erziehung etwa übrig bleibenden Ueberſchüſſen 
der Revenüen ihres Vermögens gedeckt werden können. Sobald aus der am 
Schluſſe eines Jahres oder ſonſt gelegten Rechnung ſich ein ſolcher Ueberſchuß 
ergiebt, kann derſelbe zur Deckung der bis dahin entſtandenen Koſten, jedoch 
unter der Maßgabe, daß daraus zunächſt die noch nicht berichtigten baaren Aus⸗ 
lagen zu entnehmen ſind, verwendet werden. 

3. Wenn in Folge letztwilliger Verordnung, oder nach Provinzial- oder 
Statutarrecht, oder nach beſonderen Verträgen der Mutter oder einem Dritten 
der Nießbrauch oder die von der Aufſicht des Gerichts befreite Verwaltung des 
Vermögens zuſteht, ſo iſt von dem vormundſchaftlichen Gerichte nach Vernehmung 
des Vormundes und nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen, ob und welcher 
Revenüenbetrag als Ueberſchuß anzuſehen iſt. ö 8 i 

Wenn 
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4. Wenn die Ermittelung deshalb unthunlich iſt, weil die Angabe des 
Vermögens von demjenigen, welcher von Einreichung eines Inventars befreit 
iſt, verweigert wird, ſo findet die Erhebung der in der Vormundſchaftsſache ſelbſt 
entſtandenen Koſten nach Maßgabe eines durch Arbitrium der Vormundſchafts⸗ 
behörde und nach Vernehmung des Vormundes feſtzuſtellenden Betrages ſtatt, 
vorbehaltlich einer künftigen Nachliquidation beim Fortfall des Hinderniſſes; an⸗ 
dere Koſten ſind ſofort zu erheben. 

5. Die geſtundeten Koſten ſind nach beendigter Vormundſchaft zu erheben; 
dem geweſenen Pflegebefohlenen muß jedoch außer dem Bettzeuge, den Kleidungs⸗ 
ſtücken und Geräthſchaften, welche ihm zu ſeinem perſönlichen Gebrauch etwa 
ſchon verabfolgt oder angeſchafft ſind, ein reines Vermögen von 50 Thalern 
belaſſen und der demzufolge nicht einzuziehende Betrag ſeiner Koſtenſchuld muß 
niedergeſchlagen werden. 

6. Auf eine Stundung der Koſten können weibliche Pflegebefohlene, ſobald 
ſie ſich verheirathen, und diejenigen Pflegebefohlenen, hinſichtlich welcher die Vor⸗ 
mundſchaft über die Zeit der erlangten Großjährigkeit aus einem andern Grunde, 
als dem einer vorhandenen erheblichen Gemüthsſchwäche verlängert wird, von 
dieſem Zeitpunkte an nicht ferner Anſpruch machen. 

7. Die Verjährung beginnt rückſichtlich der von den Pflegebefohlenen zu 
bezahlenden Koſten erſt mit dem Ablauf desjenigen Jahres, in welchem die über 
ſie geführte Vormundſchaft beendigt iſt. 
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3. In Vormundſchafts⸗ und Kuratelſachen, inſoweit letztere nicht lediglich 
mit der Abwickelung eines einzelnen Geſchäfts beendigt werden, ſind die vom 
Kapitalvermögen der Pflegebefohlenen nach dem Tarif F. 42. zu erhebenden 
Sätze bei Beendigung der Vormundſchaft oder Kuratel, die von den Revenüen 
nach F. 43, des Tarifs zu erhebenden aber am Schluſſe eines jeden Jahres, in 
welchem dieſelben fällig werden, wenn aber eine Rechnungslegung beim vor⸗ 
mundſchaftlichen Gericht ſtattfindet, nach Eingang und Abnahme der Rechnung 
zu liquidiren. 


(Nr, 8372) b Be⸗ 


a 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 28. April 1875. wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des Kreiſes Heilsberg im 
Betrage von 882,000 Mark Reichswährung III. Emiſſion durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 24. S. 135. bis 
137., ausgegeben den 17. Juni 1875.; 


2) der durch Allerhöchſten Erlaß vom 10. Mai 1875. genehmigte Achte 
Nachtrag zu dem Revidirten Reglement für die Provinzial⸗Feuerſozietät 
der Rheinprovinz vom 1. September 1852. durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 24. S. 157., ausgegeben 
den 17. Juni 1875., 

der Königl. Regierung zu Trier Nr. 26. S. 160,/161., ausgegeben 
den 1. Juli 1875,,Ü8ÄÜIHß 

der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 25. S. 163., ausgegeben den 

17. Juni 1875., 

der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 25. S. 179., ausgegeben den 

ö 23. Juni 1875. 

der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 28. S. 274/275., aus⸗ 

gegeben den 19. Juni 1875. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Mai 1875., betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts für den von den Ständen des Kreiſes Eiderſtedt 
beſchloſſenen Bau von Kreischauſſeen, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Schleswig Nr. 29. S. 223., ausgegeben den 11. Juni 1875. 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Mai 1875., betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte für den Bau einer 
Gemeinde-Chauſſee an der Moſel von Berncaſtel durch Graach nach 
Zettingen im Reg.⸗Bez. Trier als Fortſetzung der von Berncaſtel auf⸗ 
wärts über Andel bis Mülheim bereits vorhandenen Chauſſee, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 26. S. 158/159. 
ausgegeben den 1. Juli 1875. N 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


